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▶▶ GmbHG
Bewilligung einer Gehaltserhöhung als Insichgeschäft 

|  Vereinbart der Geschäftsführer der Komplementär-GmbH, der einen An-
stellungsvertrag mit der Kommanditgesellschaft abgeschlossen hat und 
nur im Verhältnis zur GmbH von den Beschränkungen nach § 181 BGB be-
freit ist, mit sich selbst eine Gehaltserhöhung ohne vorheriges Einverständ-
nis der Gesellschafterversammlung der GmbH, ist die Vertragsänderung 
schwebend unwirksam, so der BGH in einer aktuellen Entscheidung  
(BGH 15.4.14, II ZR 44/13, Abruf-Nr. 142015).  |

Werde die Änderung nicht genehmigt, habe der Geschäftsführer nach den 
Grundsätzen des Anstellungsverhältnisses auf fehlerhafter Vertragsgrundla-
ge gleichwohl einen Anspruch auf die erhöhte Vergütung. Voraussetzung da-
für sei, dass er seine Tätigkeit mit Kenntnis des für den Vertragsschluss zu-
ständigen Organs oder zumindest eines Organmitglieds fortgesetzt hat.
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▶▶ Firmenfortführung
Haftungsausschluss nur bei rechtzeitiger Eintragung

|  Ein Haftungsausschluss bei Firmenfortführung kann nur dann Außenwir-
kung haben, wenn die Bekanntmachung unverzüglich nach dem Wechsel 
des Unternehmensträgers vorgenommen wird. Dies hat das Oberlandesge-
richt Hamm entschieden (OLG Hamm 27.2.14, 27 W 9/14, Abruf-Nr. 142384).  |

Hintergrund
Nach einer Regelung im Handelsgesetzbuch (§ 25 HGB) haftet der Erwerber 
eines Handelsgeschäfts für alle im Betrieb des Geschäfts begründeten Ver-
bindlichkeiten des früheren Inhabers, wenn das Geschäft unter der bisheri-
gen Firma im Kernbereich fortgeführt wird. Im Gegensatz zur Haftung nach 
der Abgabenordnung (§ 75 AO) kann diese Haftung durch Eintragung im Han-
delsregister oder durch Mitteilung an die Gläubiger ausgeschlossen werden.

Entscheidung
Die Handelsregistereintragung und die Bekanntmachung müssen nach dem 
Wechsel alsbald bewirkt werden. Das OLG Hamm weist darauf hin, dass das 
Risiko einer verzögerten Eintragung und Bekanntmachung den neuen Unter-
nehmensträger trifft. Es kommt dabei weder auf dessen Verschulden noch 
auf ein solches des Registergerichts an. 

PRAXISHINWEIS  |  In der älteren Rechtsprechung sind die Wirkungen eines 
Haftungsausschlusses verneint worden, wenn zwischen dem Wechsel des Unter-
nehmensträgers und der Eintragung sechs oder zehn Wochen verstrichen sind. 
Nach Ansicht des BGH ist eine Eintragung neun Monate nach der Geschäftsüber-
nahme keinesfalls ausreichend (BGH 16.1.84, II ZR 114/83).
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